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BUNDESVERFASSU NGSGERICHT

- 2 BvR 1694114

IM NAMEN DES VOLKES
ln dem Verfahren

tlber

d ie Verfassun gsbeschwerde

Herrn Frank Josef Acke rm a n n,

- Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Oliver Tolmein, Kanzlei Menschen und

Rechte PartG, Borselstraße 26, 22765 Hamburg -

gegen a) den Beschluss des Landgerichts Darmstadt
vom24. Juni2014 - 3 Qs 301114 -,

b) den Beschluss des Amtsgerichts Darmstadt
vom 24. Januar 2014 - 25 GS - 900 Js 57227113'

u n d Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

die Richter Huber,

Müller,

Maidowski

am 11. Februar z}lseinstimmig beschlossen:
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Der Beschluss des Amtsgerichts Darmstadt vom

24. Januar 2014 - 25 Gs - 900 Js 57227113 - und der Be-

schluss des Landgerichts Darmstadt vom 24.Juni 2014

- 3 Qs 301114 - verletzen den Beschwerdeführer in seinem

Grundrecht aus Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 des

Grundgesetzes.

Der Beschluss des Landgerichts Darmstadt vom 24. Juni

2014 wird aufgehoben und die Sache zur erneuten Ent-

scheidung an das Landgericht Darmstadt zurilckverwie-

sen.

Damit erledigt sich der Antrag auf Erlass einer einstweili-

gen Anordnung.

Das Land Hessen 
'hat 

dem Beschwerdeftthrer seine not-

wendigen Auslagen zu erstatten.

. Grtlnde:

Die Verfassungsbeschwerde richtet sich gegen die Anordnung der Durchsu-

chung der Wohnung des Beschwerdeftthrers und gegen die Beschlagnahme von

zur ärztlich begleiteten Schmerztherapie angebauten Cännabispflanzen.

t.

1. Der Beschwerdeftrhrer ist Schmerzpatient. Er leidet an diversen physischen

und psychischen Erkrankungen wie den Folgen einer Leukämieerkrankung, einem

bewegungsunabhängigen diffusen Schmerzsyndrom und Arthrose sowie Depres-

sionen und einer posttraumatischen Belastungsstörung nach Einsätzen als Soldat

in Krisengebieten. Er ist schwerbehindert (GdB 60) und steht unter gesetzlicher

Betreuung. für die Bereiche Gesundheitsfürsorge, Wohnungsangelegenheiten,

Vertretung bei Behörden, Amtern und Versicherungen. Er lebt mit seiner Lebens-

gefährtin und zwei gemeinsamen Kindern von SGB ll-Leistungen.
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2. Nachdem der Beschwerdeftrhrer erfolglos mit verschiedenen Opiaten be-

handelt wurde und die behandqlnden Azte keine wirksamen Therapieoptionen

mehr anbieten konnten, war er auf die Einnahme von Cannabinoiden (THC) an-

gewiesen, welche allein zu einer Verbesserung seiner gesundheitlichen Situation

führten. Auf seinen ärztlich beftlrworteten Antrag erteilte ihm das Bundesamt ftlr

Arzneimittel (BfArM) im Juni 2013 die Erlaubnis, Medizinal-Cannabisblüten für ei-

nen vierwöchigen Bedarf zu erwerben und zu venrenden.

rsten von etwa 120,-€ pro

5 g Med.izinalhanf nicht in der Lage, seinen täglichen Bedarf von 1,5 bis 2 g Can-

nabis zu decken und begann deshalb, selbst Cannabisblüten anzubauen, um die

ärztlich begleitete Schmerziherapie fortzuftlhren. Dies teilte er durch ein Schreiben

seines behandelnden Arztes vom 19. Oktober 2013 der Staatsanwaltschaft mit, in

wetchem er erklärte, dass er zwar eine Ausnahmeerlaubnis des BfArM zum Bezug

von Medizinalhanf aus der Apotheke besitze,. nicht aber eine Erlaubnis fttr den

Anbau von Cannabis. Die Behörden seien trotz vorliegender Voraussetzungen

wegen entgegenstehender Weisungen grundsätzlich nicht zu einer Erteilung be-

reit, Er bei finanziell nicht in der [age, den Cannabisbezug aus der Apotheke zu

bezahlen, gesundheitlich jedoch auf die Einnahme von Cannabis angewiesen.

Schließlich bat er um Prtlfung, ob von Strafverfolgungsmaßnahmen abgesehen

werden könne und ob eine Notstandssituation vorliege. Eine Hausdurchsuchung

und Beschlagnahme der Cannabisbltlten und der damit verbundene Abbruch der

ärztlich begleiteten Therapie würden einen schweren Eingriff in seine gesundheit-

liche Situation bedeuten.

4. lm Dezember 2013 beantragte der Beschwerdeftthrer unter Darlegung sei-

nes Gesundheitszustands beim BfArM die Erlaqbnis zum Anbau von Cannabis firr

sich und zehn weitere Personen,.die ebenso wie er auf den Bezug von Medizinal-

hanf angewiesen seien. Er wolle sich und anderen Schmerzpatienten helfen und

sein Verhalten legalisieren. Der Antrag wurde noch nicht beschieden.

5. lm Januar 20'14 wurde ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, nachdem ein

Zeuge, den der Beschwerdeftihrer für die Überwachung einer Halle zum Anbau

von Cannabis anzuwerben versucht haben soll, sich bei der ödlichen Polizei ge-

meldet hatte. Daö Amtsgericht Darmstadt ordnete mit hier angegriffenem Be-

schluss vom 24. Januar 2013 gemäß SS 102, 105 StPO die Durchsuchung der

Wohnung des Beschwerdeftrhrers und die Beschlagnahme etwaiger Beweismittel

an. Aufgrund von.Tatsachen sei zu vermuten, dass Betäubungsmittel, Konsumu-
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tensilien, Verpackungsmaterialien, schriftliche Aufzeichnungen tlber Lieferanten

und Abnehmer, Mobiltelefone, sonstige Datenträger, Bankbelege und Geldbeträge

sowie Unterlagen, die auf die Anmietung einer Halle zum Anbau von Cannabis

hindeuten, aufgefunden würden. Der Beschwerdeftlhrer sei verdächtig, in seiner

Wohnung unerlaubt Cannabispflanzen anzubauen. Dieser Verdacht ergebe sich

aus der Aussage ded Zeugen sowie aus dem ermittelten Stromverbrauch. Weiter-

hin bestehe der Verdacht, dass der Beschwerdeführer eine Halle angemietet ha-

be, in der er Cannabispflanzen anbaue oder dies zumindest beabsichtige.

6. Bei Durchführung der Durchsuchung wurden in einer verschlossenen Ab-

stellkammer vor der Wohnung des Beschwerdeführers 21 Marihuanapflanzen

nebst Anbauutensilien aufgefunden und sichergestellt. Das ferner in einem Tresor

aufgefundehe Döschen mit 5 g Marihuana aus der Apotheke wurde'ihm ftir den

erlaubten Eigenbedarf belassen. Hinweise auf einen Anbau von Betäubungsmit-

teln in einer Lagerhalle wurden nicht gefunden"

7. Gegen die Anordnung der Wohnungsdurchsuchung und der Beschlagnah-

me seiner Pflanzen legte der BeschwerdäfUhrer unter Verweis auf seine Selbstan-

zeige und die dort mitgäteilten Umstände Beschwerde beim Landgericht Darm-

stadt ein. Er habe mittlerweile einen Antrag auf Genehmigung des Eigenanbaus

von Cannabis gestellt. Seinen Plan, den Anbau beientsprechender Genehmigung

in einer Halle durchzufilhren, habe er nicht weiterverfolgt, weil dem Antrag bislang

nicht stattgegeben worden sei und er tJber keine freien finanzietten Mittel verfilge.

Die Durchsuchung und die Beschlagnahme seien unverhältnismäßig, insbesonde-

re nicht erforderlich gewesen, nachdem er den Eigenanbau selbst angezeigt und

sich kooperativ gezeigt habe. Er habe seine Situation öffentlich klären wollen,

Verdunkelungshandlungen wie die Vernichtung des selbst angebauten Cannabis

seien schon wegen seines dringenden medizinischen Bedarfs nicht zu erwarten

gewesen. Zur Vermeidung einer medizinischen Unterversorgung forderte er die

Heiausgabe der Pflanzen und Anbauutensilien.

L Das Landgeiicht Darmstadt wies die Beschwerdq mit hler ebenfalls ange-

griffenem Beschluss als unbegründet zurtick. Die vorliegende Edaubnis des BfArM

habe ihn nur zum Erwerb und nicht zum Eigenanbau von Cannabis berechtigt,

Eine etwaige verwaltungsrechtliche Verpflichtung zur Erteilung der Anbauerlaubnis

seifgr die strafrechtliche Betrachtung irrelevant. Die ftlr die Anordnung der Durch'

suchung erforderliche einfache Wahrscheinlichkeit des Vorliegens einer Straftat

habe vorgelegen. Eine Rechtfertigung oder Entschuldigung komme nach der
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Rechtsprechung des Kammergerichts nur in besonders herausragenden Ausnah-

mefällen in Betracht und könne erst im weiteren Ermittlungsverfahren geprtift wer-

den. Die gesundheitliche Situation des Beschwerdeftlhrers und sein Gbständnis

könnten im Rahmen der Strafzumessung berircksichtigt werden, führten aber nicht

zur Unverhältnismäßigkeit der Maßnahmen.

il.

Der Beschwerdef0hrer macht im Wesentlichen einen Verstoß gegen den Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatz geltend. Nach seiner problemlos überprtifbaren

Setbstbelastung fehle es schon an der Erforderlichkeit der Durchsuchung. Außer-

dem habe eine Notstandssituation vorgelegen. Er habe keine legale Möglichkeit,

seine schwere Erkrankung zu behandeln, obwohl die ttberragende Bedeutung sei-

ner Behandlung mit Cannabis durch die Ausnahmegenehmigung des BfArM aner-

kannt worden sei, Das begangene Unrecht sei derart gering, dass eine Durchsu-

chung niöht gerechtfertigt sei, Jedenfalls werde der Unrechtsgehalt der in S 29

Abs. b BtMG geregetten Fälle nicht übeftroffen. Dass'die Gerichte weder eine

Verhältnismäßigkeitsprüfung vorgenommen hätten, noch eine eingehende Ausei-

nandersetzung mit seiner Selbstanzeige und seinem medizinischen Zustand er-

fotgt sei, verstoße auch gegen Art. 13 Abs.2 GG. Durch die unverhältnismäßige

Beschlagnahme sei der Beschwerdefilhrer ferner in seinem Recht auf körperliche

Unversehrtheit aus Aft. i Abs. 2 GG betroffen. Er beantragt den Erlass einer

einstweiligen Anordnung mit dem Ziel der Herausgabe der beschlagnahmten Ge-

genstände.

ilt.

Die Staatsanwaltschaft Darmstadt, die Hessische Staatskanzlei und der Gene-

ralbundesanwalt haben zum Verfahren Stellung genommen'

1. Die Staatsanwaltschaft trägt vor, ein vorheriges Aufsuchen des Beschwer-

deführers an seiner Wohnanschrift wäre mit einer erheblichen Gefährdung des

Durchsuchungszwecks verbunden gewesen. Da jedenfalls auch der Verdacht des

Anbaus von Betäubungsmitteln in einer Lagerhalle bestanden habe, habe die

Durchsuchungsanordnung nicht außer Verhältnis zu dem Eingriff in die Rechte

des' Beschwerdeftlhrers gestanden.

2. Die Hessische Staatskanzlei macht geltend, aus derSetbstanzeige sei nicht

hervorgegangen, in welchem Umfang der Besohwerdeführer Cannabis in seiner
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Wohnung anbaue und ob eine weitere Plantage existiere. Ebenso wenig sei dem

Schreiben zu entnehmen gewesen, ob er die Beweismittel freiwillig aushändigen

würde. Die Staatsanwaltschaft habe sich zur Bewertung, ob sie von der Vefol-

gung absehen könne ($ 31a Abs..1 Satz 1 BtMG), zunächst ein Bild von den Tat-

umständen machen mtlssen. Durchsuchung und Beschlagnahme seien daher so-

wohl in Bezug auf den Eigenanbau in der Wohnung, als auch in einer Lagerhalle

erforderlich und im Gegensatzzu einem potentiell erfolglosen Aufsuchen des Be'

schwerdeftlhrers ohne Durchsuchungsbeschlusg das einzig geeignete Mittel ge-

wesen. Zwar sei möglicherweise die Aufrechterhaltung der Beschlagnahme

rechtswidrig gewesen, weil die Staatsanwaltschaft spätestens nach Durchsicht der

beschlagnahmten Gegenstände einen Eindruck von Ausmaß und Umständen der

Tat gehabt habe. Die Rtlckgabe der Pflanzen und Anbauutensilien hätte den Be-

schwerdeführer jedoch erneut in die Lage versetzt, Cannabis anzubauen und ihm

strafbaren Besitz a n Betäu b ungsm itteln versch afft

3. Der Generalbundesanwalt hält die Verfassungsbeschwerde unter dem Ge-

sichtspunkt der materielten Subsidiarität für unzulässig, weil der Beschwerdeführer

nicht den Verwaltungsrechtsweg betreffönd eine Anbauerlaubnis erschöpft oder

versucht ha'be, seine Finanzierungsprobleme zu lösen. Gegen die Beschlagnahme

hätte der Beschwerdeführer zur Erschöpfung des Rechtswegs einen Antrag ge-

mäß $ 98 Abs. 2 SaV 2 StPO stellen mtlssen.

Die Durchsuchungsanordnung sei verhältnismäßig, insbesondere erforderlich

gewesen, weil nicht hinreichend deutlich gewesen sei, inwieweit der Beschwerde-

führer an einer Sachverhaltsaufklärung mitwirken wtlrde und der Tatverdacht wei-

ter aufzuklären gewesen sei. Auch sei keineswegs offensichtlich gewesen, dass

der Anbau in größerem Maßstab nur für den Fall einer entsprechenden Genehmi-

gung gedacht gewesen sei, Dass die rechtzeitige lnanspruchnahme verwaltungs-

gerichtlichen Reohtsschutzes oder die Durchsetzung einer Finanzierulg offen-

sichtlich aussichtslos gewesen wäre, und die Voraussetzungen eines fechtferti-

genden oder entschuldigenden Notstands vorgelegen hätten, sei ebenfalls nicht

erkennbar. Eine abweichende Bewertung hätte zur Folge, dass verwaltungsrecht-

lich zu beurteilende Vorfragen ohne Not inzident im Strafuerfahren geklätt werden

müssten. Allein die Verwaltungsbehörden seien aber befugt, Beschränkungen und

Auflagen auszusprechen und deren Einhaltung zu überprüfen.

Die beschlagnahmten Gegenstände unterlägen der Einziehung. Der Be-

schwerdeführer sei auf die lnanspruchnahme vorläufigen Rechtsschutzes zur

l-
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Durchsetzung einer Anbauerlaubnis oder einer Finanzierung zu verweisen und

mgsse die Zeit bis zum Abschluss dieser Verfahren zumindest vorübergehend

durch die Verwendung der ihm zur Verftlgung stehenden Mittel tiberbrücken.

4. Dem Bundesvedassungsgericht haben die Akten 900 Js 57227113 C der

Staatsanwaltschaft Darmstadt vorgelegen

lv.

Die Voraüssetzungen ftlr eine stattgebende Kammerentscheidung nach $ 93c

Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit $ 93a Abs. 2 BVerfGG sind erf{lllt. Das Bundes-

verfassungsgericht hat die ftlr die Beurteilung der Verfassungsbeschwerde maß-

geblichen verfassungsrechtlichen Fragen bereits entschieden ($ 93c Abs. 1 Satz 1

BVerfGG; vgl. BVerfGE20,162 <186f.>; 96, 44 <51>; 115, 166 <197>). Die An-

nahme der Verfassungsbeschwerde ist auch zur Durchsetzung des Grundrechts

des Beschwerdeführers aus Art. 13 Abs. 1 und Abs. 2 GG angezeigt ($ 93a Abs. 2

Buchstabe b BVerfGG). Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig und offensicht-

lich begrtlndet ($ 93c Abs. 1 Satz 1 BVerfGG).

1. Der Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde steht der Grundsatz der

Rechtswegersihopfung und der materiellen Subsidiarität nicht entgegen. Mit sei-

ner Besohwerde gegen die richterlich angeordnete Durchsuchung und Beschlag-

nahme hat der Beschwerdefiihrer den Rechtsweg erschöpft. Die nach dem Subsi-

diaritätsgrundsatz geltende Pflicht, alle nach Lage der Sache zur Verfügung ste-

henden Möglichkeiten zu ergreifen, damit eine Grundrechtsverletzung im fachge-

richtlichen lnstanzenzug unterbleibt oder beseitigt wird, steht unter dem Vorbehalt

der Zumutbarkeit (vgl. BVerfGE 132,99 <117>). Angesichts der dem Beschwerde-

fghrer bei einer medizinischen Unterversorgung drohenden gravierenden Gesund-

heitsgefahren, die er mangels ihm zur Verfügung stehender Mittel gerade nicht in

der Lage war, abzuwenden, war es ihm nicht zuzumuten, die bis zur Gewährung

verwaltungsrechtlichen (Eil-)Rechtsschutzes vergehende Zeit ats unversorgter

Schmerzpatient zu überbrUcken.

2. Der Durchsuchungsbeschluss des Amtsgerichts sowie der diesen bestäti-

gende Beschluss des Landgerichts verletzen den Beschwerdeftthrer in seinem

Grundrecht aus Art. 13 Abs. 1 und Abs. 2 GG.

-8-
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a) Art. 13 Abs. 1 GG garantiert die Unverletzlichkeit der Wohnung. Damit wird

dem Einzelnen zur freien Entfaltung der Persönlichkeit ein elementarer Lebens-

raum gewährleistet. ln diese grundrechtlich geschützte Lebenssphäre greift eine

Durchsuchung schwerwiegend ein (vgl. BVerfGE 42,212 <219 t.>;59, 95 <97>i

96,27 <40>; 103,142 <150 f.>).

aa) Erforderlich zur Rechtfertigung eines Eingriffs in die Unverletzlichkeit der

Wohnung ist der Verdacht, dass eine Straftat begangen wurde. Das Gewicht des

Eingriffs verlangt Verdachtsgründe, die über vage Anhaltspunkte und bloße Ver-

mutungen hinausreichen (vgl. BVerfGE 115, 166 <197f.>)' Ein Verstoß'gegen

diese Anforderungen liegt vor, wenn sich sachlich zureichende plausible Grtlnde

für eine Durchsuchung nicht mehr finden lassen (vgl. BVerfGE 59, 95 <97>)'

bb) Dem erheblichen Eingriff in die grundrechtlich geschittzte Lebenssphäre

des Bqtroffenen entspricht zudem ein besonderes Rechtfertigungsbedürfnis nach

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (vgl' BVerfGE 20, 162 <186 f'>; 96, 44

<51>; 115, 166 <197>). Die Durchsuchung muss vor allem in angemessenem

Verhältnis zu der Schwere der Straftat ünd der Stärke des Tatverdachts stehen

(vgl. BVerfGE20,162<187>; 59,95 <97>; 96,44 <51>; 115, 166 <197>)' Hierbei

ist auch die Bedeutung des potentiellen Beweismittels ftlr das Strafuerfahren zu

bewerten (vgl. BVerfGE 115, 166 <197>). Sie scheidet aus, wenn andere, weniger

einschneidende Mittel zur Verfügung stehen oder der Eingriff nicht me.hr in ange-

messenem Verhältnis zur Stärke des Tatverdachts und zur Schwere der Tat steht

(vgl. BVerfGE 42,212 <220>; 59, 95 <97>). Auch die Beschlagnahme muss an-

gesichts des erheblichen Eingriffs in die grundrechtlich geschützte Lebenssphäre

des Betroffenen dem allgemeinen Rechtsgrundsatz der Verhältnismäßigkeit genit-

gen (BVerfGE 20, 162 <186 f,>).

. cc) Dem Gewicht des Eingriffs und der verfassungsrechtlichen Bedeutung des

schutzes der räumlichen Privatsphäre entspricht es außerdem, dass Art. 13

Abs.2 GG die Anordnung einer DuröhSuchung grundsätzlich dem Richter vorbe-

hält und damit eine vorbeugende Kontrolle der Maßnahme durch eine unabhängi-

ge und neutrale lnstanz vorsieht (vgl. BVerfGE 20, 162 <223>; 57, 346 <355 f'>;

76, g3 <g1>; 1Og, 142 <150f.>). Die Einschaltung des Richters soll insbesondere

dafür scirgen, dass die lnteressen des Betroffenen angemessen berücksichtigt

werden (vgl. BVerfGE 103, 142 <151>). Besondere Bedeutung kommt auch dabei

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu, weil nur so im Einzelfall die Rechtfer-

tigung des Grundrechtseingriffs sichergestellt werden kann, Der Richter darf die
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Wohnungsdurchsuchung daher nur anordnen, wenn er sich aufgrund einer eigen-

verantwortlichen Prüfung der Ermittlungen davon überzeugt hat, dass die [4aß-

nahme in vollem Umfang verhältnismäßig ist (vgl. BVerfGE 96, 44 <51>).

dd) Der gerichtliche Durchsuchu.ngsbeschluss O'ient auch dazu, die Durchftih-

rung der Eingriffsmaßnahme messbar und kontrollierbar zu gestalten (vgl.

BVerfGE 2A, 162 <224>; 42, 212 <220>i 103, 142 <151>). Dazu muss. der Be'

schluss insbesondere den Tatvorwurf und die konkret gesuchten Beweismittel so

beschreiben, dass der äußere Rahmen abgesteckt wird, innerhalb dessen die

Zwangsmaßnahme durchzuftlhren ist (vgl. BVerfGE 42, 212 <220f.>; 44, 353

<371>i 45,82i 50, 48 <49>,71,64 <65>). Die Beschlussgründe mtlssen sich al-

lerdings nicht zu jedem denkbaren Gesichtspunkt des Tatverdachts verhalten. Aus

verfassungsrechtlicher Sicht nicht hinnehmbar ist es lediglich, wenn sich im Ein-

zelfall aufgrund besonderer Umstände die Notwendigkeit der Erörteiung eines of-

fönsichtlichen Problems at;fdrängen musste und gleichwohl eine Prüfung vollstän-

dig fehlt (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom

17.März 2009 -2 BvR 1940/05-, juris, Rn.29). lnsoweit ist zu beriicksichtigen,

dass Mängel bei der ermittlungsrichterlich zu verantwortenden Umschreibung des

Tatvorwurfs und der zu suchenden Beweismittel im Beschwerdeverfahren nicht

geheilt werden können. Außerhalb der für den Vollzug einer Durchsuchungsge-

stattung verfassungsrechtlich unabdingbaren Umgrenzung von Tatvorwurf und

Beweismitteln können Defizite in der Begründung des zugrundeliegenden Tatver-

dachts und der Verhältnismäßigkeit der Maßnahme im Beschwerdeverfahren hin-

gegen grundsätzlich nachgebessert werden (BVerfG, Beschluss der 3. Kammer

des Zweiten Senats vom 20. April2004 - 2 BvR 2043103 u.ä. -, juris, Rn. 5).

b) Gemessen an diesen Maßstäben verkennen die angegriffenen Beschlüsse

Bedeutung und Tragweite des Grundrechts des Beschwerdeführers und tragen

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht hinreichend Rechnung. Es fehlt an

einer Auseinandersetzung mit der Erforderlichkeit und Angemessenheit der

Durchsuchungsanordnung in dem angeordneten Umfang.

, Das Amtsgericht verzichtet in der Durchsuchungsanordnung auf jede einzel-

fallbezogene Begründung seiner Entscheidung, obwohl die besondere gesundheit-

liche Situation des Beschwerdeführers, seine Mittellosigkeit, die einer angemes-

senen und ärztlich indiziärten Therapie entgegensteht, und seine Selbstanzeige

hierzu Anlass gegeben hätten. Eine Verhältnismäßigkeitsprtlfung fehlt vollständig,

insbesondere jeder Bezug auf die für die Reichweite der Durchsuchung wesentli-
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che Frage, ob zwischen dem , vom Beschwerdefilhrer eingeräumten - Anbau für

den Selbstverbrauch und dem Anbau f0r Dritte angesichts der Besonderheiten des

Einzetfalls zu unte.rscheiden gewesen wäre.

Auch das Landgericht hat trotz der sich aufdrängenden besonderen Umstände

des Einzelfalls kei ne d ifferenzierte u nd den verfassu ngsrechtlichen Anforderungen

genügende Nachbesserung der Vgrhältnismäßigkeitsprirfung vorgenommen' Der

angegriffene Beschluss zeigt weder eine Differenzierung zwischen dem verdacht

auf Eigenanbau von Canhabis in der eigenen Wohnung und dem Verdacht auf

Anbau von cannabis in einer Lagerhalle für Dritte auf noch wird geprüft, ob die

angeordnete Durchsuchung in ihrem vollen umfang zur Erhärtung des jeweiligen

Tatverdachts geeignet, erforderlich und verhältnismäßig war' Eine Abwägung von

Tatschwere und Schutzgut erfolgt nicht'

Eine' AUseinandersetzung mit der Erforderlichkeit. und Angemessenheit der

Durchsuchung war nicht deshalb entbehrlich, weil die Gerichte zutreffend von ei-

nem Anfangsverdacht hinsichtlich des Anbaus von Betäubungsmitteln in einer La-

gerhalle - mithin über den medizinisch indizienen Bedarf ftlr den Eigengebrauch

hinaus - ausgegangen sind und die Durchsuchung zur Erhärtung dieses Tatver-

dachts verfassungsrechflich nicht zu beanstanden ist. Hinsichtlich dieser Zielrich-

tung einer Durchsuchung drängte sich auch ein Notstand nicht derart auf, dass

bereits von einem Anfangsverdacht abzusehen gewesen wäre; auch berechtigte

der auf den Betäubungsmittelanba.u in einer Halte gerichtete Verdacht die Staats-

anwaltschaft grundsätzlich ohne weiteres zu einer Wohnungsdurchsuchung' An-

gesichts der Besonderheiten des Falles hätte sich jedoch eine Einschränkung des

Durchsuchungqbeschlusses auf diesen Tatverdacht belegende Beweismittel auf-

gedrängt. Denn zur weiteren Aufklärung des der staatsanwaltschaft bereits seit

geraumer Zeit selbst angezeigten Anbaus von Betäubungsmitteln 
ln 

de1 eigenen

wohnung zur ärztlich begleiteten schmeztherapie wären mildere Mittel wie eine

Vernehmung von Zeugen oder - insbesondere - die Konfrontation des Beschwer-

deftihrers mit den bisherigen Ermittlungen in Betracht gekommen' Dies gilt umso

mehr, als Verdunkelungshandlungen eine medizinische unterversorgung des Be-

schwerdeftrhrers nach sich gezogen hätten und dieser sein Handeln gerade lega-

lisieren tassen wollte (vgl. auch Beschluss der 1. Kammer des Zweiten senats

vom 21. Juni 2006 - 2 BvR 17gOtO4 -, BVerfGK 8,249 <259>). Bei der erforderli-

chen Abwägu.ng des Durchsuchungszwecks mit der schwere des Tatvorwurfs und

des Unrechtsgehalts erscheint jedenfalls hinsichtlich des Verdachts des Eigenan-

baus zum Zwecke der ärztlich begteiteten selbsttherapie die angeordnete Durch-

-
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suchung bei einer - vorbehaltlich des Ausscheidens von Rechtfertigungsgründen -

zu erwaftenden geringen Strafe unangemessen.

Die Kammer verkennt nicht, dass gerade im Bereich der Betäubungsmittelkri-

minalität eine Durchsuchung in der weit überwiegenden Zahl der Fälle und ohne

dass damit gesteigerte Begründungserfordernisse verbunden wären, erforderlich

sein wird, um einen Auffindeverdacht zu erhärten, zumal ein Geständnis iederzeit

widerrufen werden kann, So ist im tjblichen Fall der Betäubungsmittelkriminalität

stets m1 einer Fremdgefährdung zu rechnen, weil Beschuldigte die Betäubungs-

mittet in aller Regel in den Verkehr bringen. Ein solcher Fall der Betäubungsmittel'

kriminalität lag hier jedoch ersichtlich nicht vor, nachdem der Beschwerdeführer

selbst - offenkundig, um eine schnellstmögliche Klärung der Rechtslage herbeizu-

führen - angezeigt hatte, Betäubungsmittel für seine ärztlich begleitete Schmerz-

therapie anzubauen. Die Gerichte hätten in diesem atypischen Einzelfall die ge-

sundheifliche sitqq![g,n dep, -Beschwerdeftll,rlers un{ sein Geständnis besonders

würdigen Tll,q,ig.anl pftlfen müssen, ob'_{!,fv*oraussetzungen einer Durchsu'

chungsanoäii;.ü hinsichtlich des Verdaciilsl,6ui Ahbau von Cannabis in einer

Lagerhqlle_ eineiseits und hinsichtlich des bprg(b 
*gili'Oestandenen 

Eigenanbaus in

der Wohnung zur ärztlich begl'öiteten Sctrmeüttrdrapiä andererseits gegeben wa-

ren. An dieser Differenzierung hinsichtlich der Reiöhweite der Durchsuchungsan-

ordnung fehlt es iedoch'

. g. Die Beschlagnahmeanordnung des Amtsgerichts sowie der diese bestäti-

gende Beschluss des Landgerichts sind danach ebenfalls vedassungswidrig. Eine

Beschlagnahme muss angesichts des erheblichen Eingriffs in die grundrechtlich

geschützte Lebehssphäre des Betroffenen von vornherein dem Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit genügen (BVerfGE 20,162 <186 f>). Auch in dieser Hinsicht

fehlen die vor dem Hintergrund der gesundheitlichen Situation des Beschwerde-

führers verfassungsrechtlich gebotenen Verhältnismäßigkeitserwägungen. Ob die

aufgrund der fehlenden Einschränkung der zu suchenden Beweismittel erfolgte

Beschlagnahme der ftir die ärztlich begleitete Schmeztherapie erforderlichen

Cannabispflanzen darüber hinaus das Grundrecht des Beschwerdeftihrers aus

Ar1,2Abs. 2 Satz 1 GG verletzt, kann dahinstehen.

4. Die Entscheidung tiber die Aufhebung und Zurttckvenrveisung beruht'auf

S 
g5 Abs. 2 BVerfGG. Das Bundesverfassungsgericht muss nicht sämtliche ange-

griffenen verfassungswidrigen Entscheidungen aufheben, sondern kann die Sache

auch an ein Gericht höherer lnstanz zurilckverweisen, zumal wenn dieses - wie

l-
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hier - als Beschwerdegericht gemäß S 308 Abs. 2 SIPO zu gigenen Sachverhalts-

feststellungen nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet ist (vgl. BVerfG, Be'

schluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 19. Juti 2011 - 2 BvR 2413fi0 -,

EuGRZ 2011, S.521 <524>).

5. Die Entscheidung über die Auslagenerstattung beruht auf $ 34a Abs.2

BVerfGG,

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung erledigt sich mit der Ent

scheidung über die Verfassungsbeschwerde.

Huber Mtiller Maidowski

Ausgefortigt
Riege(/;.c?{

Roglerungsangeshfite

dc Urkundsbeamtln dsr Gsschäftsstslle

dcc iSundesverfass ungsgerlchls
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